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Antrag 

der Abgeordneten Kurt-Dieter Grill, Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach), Wilhelm 
Dietzel, Herbert Frankenhauser, Wilma Glücklich, Dr. Renate Heilwig, Steffen 
Kampeter, Vera Lengsfeld, Dr. Peter Paziorek, Christa Reichard (Dresden), 

Dr. Norbert Rieder, Hans Peter Schmitz (Baesweiler), Max Straubinger und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Birgit Homburger, Dr. Karlheinz 
Guttmacher, Horst Friedrich, Dr. Rainer Ortleb, und der Fraktion der F.D.P. 


Vorbeugender Hochwasserschutz 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . Der Deutsche Bundestag bekräftigt seine Auffassung, daß eine 
wirksame Verbesserung des vorbeugenden Hochwasser- 
schutzes notwendig ist und dafür Maßnahmen auf internatio- 
naler, Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene durchzu- 
führen sind, deren Abstimmung länderübergreifend und 
international im jeweiligen Flußeinzugsgebiet erfolgen muß. 
Vorrangig sind vorhandene Überschwemmungsgebiete zu si- 
chern und zusätzliche Retentionsräume zu schaffen sowie die 
ortsnahe Rückhaltung und Versickerung von Niederschlag- 
wasser zu erhöhen. Er nimmt insoweit Bezug auf seine Ent- 
schließung vom 6. März 1996 (Drucksache 13/4006) und die 
Beratungen im Plenum am 13. Juni 1996. Weiterhin ist zu ge- 
währleisten, daß bestehende Hochwasserschutzanlagen wie 
Deiche, Mauern, Rückhaltebecken und Talsperren, soweit die- 
se für den Schutz von Menschen und hochwertigen Gütern auf 
Dauer unentbehrlich bleiben, in sicheren Zustand gesetzt wer- 
den und erhalten bleiben. 

2. Entsprechend dieser Zielsetzung hat der Deutsche Bundestag 
rechtliche Konsequenzen aus den Hochwasserkatastrophen 
der letzten Jahre gezogen und mit dem Sechsten Gesetz zur 
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 11. November 
1996 die Festsetzung von Überschwemmungsgebieten und die 
Durchführung erforderlicher Vorsorge- und Schutzmaßnah- 
men durch die Länder zwingend vorgegeben. Der Deutsche 
Bundestag begrüßt die Initiative der Bundesregierung, mit dem 
Entwurf eines Bundes-Bodenschutzgesetzes und den Novellen 
zum Bundesnaturschutzgesetz, zum Raumordnungsgesetz und 
zum Baugesetzbuch auch Maßnahmen für den vorbeugenden 
Hochwasserschutz zu initiieren und zu unterstützen. 

3. Der Deutsche Bundestag begrüßt weiterhin die zukunftswei- 
senden Aktionen zur Hochwasservorsorge und zum vorbeu- 
genden Hochwasserschutz, die im Rahmen der EU-Gemein- 
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schaftsinitiative INTERREG II C für den Bereich der transna- 
tionalen Zusammenarbeit beim Hochwasserschutz und der 
Raumordnung an Rhein und Maas sowie in den Internationa- 
len Kommissionen für Rhein, Mosel und Saar angelaufen sind. 
Er erwartet, daß diese Arbeiten zielführend fortgeführt und er- 
ste konkrete Maßnahmen noch in diesem Jahr vorgeschlagen 
werden. 

4. Der Deutsche Bundestag bedauert, daß von den Ländern trotz 
der schon vor den letzten Hochwasserkatastrophen bestande- 
nen erheblichen Vollzugsdefizite, wie z. B. am Oberrhein, nur 
zögerlich konkrete Maßnahmen für eine mittel- und langfristi- 
ge Verbesserung der Hochwasservorsorge ergriffen werden 
und teilweise die länderübergreifende und internationale Zu- 
sammenarbeit zur Bestandsaufnahme und zur Erhöhung des 
Hochwasserschutzniveaus, wie an der Elbe, im Rahmen der In- 
ternationalen Kommission zum Schutz der Elbe nur widerstre- 
bend akzeptiert wird. 

5. Der Deutsche Bundestag fordert die Länder auf, sich entspre- 
chend ihrer originären Zuständigkeit für den vorbeugenden 
Hochwasserschutz stärker zu engagieren, notwendige und ef- 
fiziente Maßnahmen gegen örtliche Widerstände oder gegen- 
läufige partikuläre Interessen durchzusetzen und Initiativen 
zur Rückhaltung bzw. Versickerung von Niederschlagswasser 
zu entwickeln sowie die länderübergreifende und internatio- 
nale Zusammenarbeit und Abstimmung von Hochwasservor- 
sorgemaßnahmen in den jeweiligen Flußeinzugsgebieten ak- 
tiv zu unterstützen. 

6. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
dafür Sorge zu tragen, daß in Überschwemmungsbereichen 
keine Förderung von Siedlungsvorhaben mit nationalen Mit- 
teln sowie Mitteln des EU-Strukturfonds erfolgt. . 

Bonn, den 11. März 1997 

Kurt-Dieter Grill 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) 

Wilhelm Dietzel 
Herbert Frankenhauser 
Wilma Glücklich 
Dr. Renate Hellwig 
Steffen Kampeter 
Vera Lengsfeld 
Dr. Peter Paziorek 
Christa Reichard (Dresden) 

Dr. Norbert Rieder 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) 

Max Straubinger 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Birgit Homburger 

Dr. Karlheinz Guttmacher 

Horst Friedrich 

Dr. Rainer Ortleb 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 

Nach dem letzten Hochwasser Ende Januar 1995 haben die Fra- 
gen des vorbeugenden Hochwasserschutzes mehr als je zuvor öf- 
fentliche Aufmerksamkeit gefunden. Die Abtrennung natürlicher 
Überschwemmungsgebiete und Nutzung für Siedlungszwecke 
und die Beseitigung von Auwäldern, Flußbegradigung, Versiege- 
lung der Landschaft und beschleunigte Ableitung des Nieder- 
schlagswassers wurden im Sinne der Hochwasservorsorge als 
Fehlentwicklung der Vergangenheit erkannt. In Beschlüssen und 
Erklärungen auf nationaler und internationaler Ebene wurde des- 
halb die Hinwendung zu einer nachhaltig dauerhaften Hochwas- 
servorsorge gefordert. 

Die öffentliche Anhörung am 15. Mai 1995 im Ausschuß für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat gezeigt, daß eine 
wirksame Verbesserung des Hochwasserschutzes nur durch ein 
Bündel von Maßnahmen auf EU-, Bundes-, Landes- und kommu- 
naler Ebene zu erreichen ist und die Abstimmung von Einzelmaß- 
nahmen länderübergreifend und international in den jeweiligen 
Flußeinzugsgebieten erfolgen muß. Ziel aller Maßnahmen des vor- 
beugenden Hochwasserschutzes muß es sein, im gesamten Was- 
sereinzugsgebiet des jeweiligen Fließgewässers zu einem nach- 
haltigeren Verhältnis zwischen menschlichen Tätigkeiten und 
sozioökonomischen Entwicklungen einerseits und der dauerhaf- 
ten und umweltgerechten Bewirtschaftung der natürlichen Res- 
source „Wasser" andererseits zu gelangen. Dabei sind vorhande- 
ne Überschwemmungsgebiete zu erhalten sowie zusätzliche 
Retentionsräume zu schaffen, soweit überwiegende Gründe des 
Wohls der Allgemeinheit nicht entgegenstehen. Besondere Be- 
deutung kommt auch der ortsnahen Rückhaltung und Versicke- 
rung des Niederschlagswassers zu. Weiterhin sind bestehende 
Hochwasserschutzanlagen zu sichern. 

Die EU-Kommission hat im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG II C für den vorbeugenden Hochwasserschutz an Rhein 
und Maas insgesamt 137 Mio. ECU bereitgestellt. Mit diesen Mit- 
teln soll die transnationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Raumordnung, hier insbesondere an Rhein und Maas, unterstützt 
und eine bessere Koordinierung aller Maßnahmen erreicht wer- 
den. Für Deutschland sind im Zeitraum 1997 bis 2001 insgesamt 
24 ,92 Mio. ECU vorgesehen. Ein gemeinsames Operationelles Pro- 
gramm der beteiligten EU-Mitgliedstaaten wurden der EU-Kom- 
mission vorgelegt. Bund und Länder werden aufgefordert sicher- 
zustellen, daß geeignete Maßnahmen für dieses EU-Programm 
vorbereitet werden. 

Mit dem Sechsten Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsge- 
setzes (WHG) vom 11. November 1996 wurden rechtliche Konse- 
quenzen aus den Hochwasserkatastrophen der letzten Jahre ge- 
zogen. In der seit 19. November 1996 geltenden Fassung des WHG 
werden Überschwemmungsgebiete neu definiert. Ihre Festset- 
zung und die Durchführung der erforderlichen Schutzmaßnahmen 
durch die Länder werden vom Bundesrecht zwingend vorgegeben. 
Erstmals wird im Wasserhaushaltsgesetz ausdrücklich die Ver- 
pflichtung zur Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Natur- 
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haushalts und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen eingeführt. 
Beim Gewässerausbau sind die Hochwassergefahren zu berück- 
sichtigen, insbesondere dürfen natürliche Rückhalteflächen vor al- 
lem in Auwäldern nicht zerstört werden. 

Die Erweiterung der Retentionsräume und die Neubegrünung von 
Auwäldern sind in besonderem Maße geeignet, den vorbeugen- 
den Hochwasserschutz an Fließgewässern zu verbessern. Hierin 
stehen die Interessen der Hochwasservorsorge sowie des Natur- 
schutzes und der Landschaftsgestaltung miteinander in Einklang. 
Vielfach werden sich örtliche und partikuläre Interessen dem Ge- 
meinwohl unterzuordnen haben. Die sinnvolle und kostengünsti- 
ge Schaffung von neuen Retentionsräumen darf allerdings auch 
nicht an vorübergehenden ökologischen Beeinträchtigungen 
scheitern. 

Die Ziele des vorbeugenden Hochwasserschutzes sollen durch 
weitere bundeseinheitliche Regelungen unterstützt werden. Dazu 
zählen der von der Bundesregierung beschlossene Entwurf eines 
Bundes-Bodenschutzgesetzes, zum Raumordnungsgesetz und 
zum Baugesetzbuch. 

Entsprechend dem Auftrag der Umweltminister der Rheinanlie- 
gerstaaten bei ihrem Treffen am 4. Februar 1995 in Arles, einen 
Aktionsplan Hochwasser auszuarbeiten, hat die Internationale 
Kommission zum Schutze des Rheins (IKSR) unverzüglich die Ar- 
beit auf genommen. Bereits im Dezember 1995 wurden die Grund- 
lagen und die Strategie zum Aktionsplan Hochwasser fertigge- 
stellt. Inzwischen liegt auch die Bestandsaufnahme zum 
Hochwasserschutz am Rhein vor. Diese Bestandsaufnahme bein- 
haltet für die einzelnen Abschnitte des Rheins und wichtige Ne- 
benflüsse den Ausbauzustand, vorhandene Schutzmaßnahmen 
und Schutzgrad, Überschwemmungsflächen und Schadenspoten- 
tiale sowie weitere vorgesehene Maßnahmen. 

Der Aktionsplan wird 1997 fertiggestellt und der Rheinminister- 
konferenz zur Billigung vorgelegt werden. 

Als Grundlage für entsprechende Arbeiten in den Internationalen 
Kommissionen zum Schutz von Mosel und Saar dient der nunmehr 
abgeschlossene Bericht „Hochwasser an Mosel und Saar", den 
Sachverständige der drei Anliegerstaaten in mehrjähriger Arbeit 
vorbereitet haben. 

Im Rahmen der Internationalen Kommission zum Schutz der Elbe 
(IKSE) wurde 1996 eine Analyse der hydrologischen Aspekte der 
Entstehung von Hochwasser an der Elbe und deren Vorhersage 
fertiggestellt, die 1997 um die Hauptnebenflüsse der Elbe ergänzt 
werden soll. Im Jahre 1997 soll zunächst nur eine Strategie zum 
Hochwasserschutz entwickelt und geprüft werden, welche Fragen 
des Hochwasserschutzes international von Bedeutung sind. Einer 
Bestandsaufnahme des vorhandenen Hochwasserschutzniveaus 
und der Ausarbeitung eines Aktionsplans Hochwasser im Rahmen 
der IKSE haben die Elbanliegerländer bisher nicht zugestimmt. 
Auch die in den deutsch-französischen Verträgen von 1969 und 
1982 getroffenen Vereinbarungen und Maßnahmen weisen insbe- 
sondere auf deutscher Seite ein erhebliches Vollzugsdefizit auf 
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(vgl. Anlage 5 der Bestandsaufnahme Hochwasserschutz am Rhein 
der IKSR vom 13. Dezember 1996). 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit hat 1996 eine Übersicht aller bestehenden Förderpro- 
gramme und Finanzierungsinstrumente des Bundes und der Eu- 
ropäischen Union erarbeitet, die für die Verbesserung des 
Retentions- und Speichervermögens in der Landschaft und für die 
Entwicklung und Wiedergewinnung von Überschwemmungsge- 
bieten sowie für Hochwasserschutzmaßnahmen geeignet sind, und 
der Umweltministerkonferenz im Dezember 1996 zugeleitet. Der 
Bericht macht deutlich, daß schon jetzt Möglichkeiten bestehen, 
Finanzmittel des Bundes und der EU für die Hochwasservorsorge 
einzusetzen. 

Den Ländern obliegt es, diese Förderprogramme und Finanzie- 
rungsinstrumente für Maßnahmen der Hochwasservorsorge und 
des Hochwasserschutzes zielgerichtet zu nutzen. Auf ihre Durch- 
setzungskraft kommt es auch an, für notwendige Maßnahmen des 
Hochwasserschutzes nicht nachvollziehbare örtliche Widerstände 
oder gegenläufige Interessen z. B. bei der Wiedergewinnung von 
Überschwemmungsgebieten durch Deichrückverlegungen zu 
überwinden. 

Zunehmende Bedeutung, insbesondere im städtischen Raum, 
gewinnen die Begrenzung sowie der Rückbau der Bodenversie- 
gelung, die ortsnahe Rückhaltung und Versickerung von Nieder- 
schlagswasser und die Freihaltung von Überschwemmungsgebie- 
ten. Durch Verzicht auf die Ableitung von Niederschlagswasser in 
die Kanalisation wird zudem eine Dämpfung der Abwasserge- 
bühren erreicht. 

Für die verstärkte Fortführung dieser Entwicklung sind weitere In- 
itiativen auf örtlicher Ebene notwendig, die durch geeignete Öf- 
fentlichkeitsarbeit der Länder und Kreise angeregt und nicht auf 
unmittelbar durch Hochwasser bedrohte Gemeinden beschränkt 
bleiben dürfen. 

Neben der gezielten Förderung von Maßnahmen des vorbeugen- 
den Hochwasserschutzes muß aber auch dafür Sorge getragen 
werden, daß die noch verbliebenen Überschwemmungsbereiche 
nicht weiter durch Bau- oder Infrastrukturmaßnahmen einge- 
schränkt werden. So sollten künftig keine öffentlichen Mittel für 
Projekte bewilligt werden, die die Ziele des Hochwasserschutzes 
nicht beachten. 
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